
Beıtrag ZUY rage des Verhältnisses DOoN Ordensrecht, Privatrecht
und Steuerrecht

Anmerkung eınem Dr er d e ıs Finanzgerichtes
un ıd des BundesfinanzhofesDüsseldor{i

Von Rechtsanwalt Dr Heinrich Helfrıich, Bonn

Dr arl Siepen hat selinem ausgezeichneten Aufsatz „Die Rechtsstel-
Jung der klösterlichen erbände 1ın der Bundesrepublik Deutschland“, ab-
gedruckt 1n eit 2 der „Ordenskorrespondenz“ 1960 39, eiINe Statistik
ber die Rechtsstellung VO  5 289 klösterlichen erbänden angefügt, aus

der sich erg1bt, daß insgesamt 3() d1ieser erbände 1m bürgerli'  en echts-
verkehr als GmbH Verband q [ıs an Wirtschaftliche UE
betriebe (Z Verlage, Druckerelen USW.) und Einzelniederlassungen, die
als selbständige Rechtspersonen ebenfalls 1ın orm einer Kapitalgesell-
scha: auftreten (es S1iNd deren wahrscheinlich iel mehr als die genannten
31 Kapitalgesellschaften), sind D diesen Zahlen nicht enthalten.
Eis scheint A er wichtig, die Cellerare und Prokuratoren uNnsSseITer

en autf eın Urteil hinzuwelsen, das 30 1963 die II1I Kammer
des FG) Düsseldorf iın eiNer Gesellschaftssteuer-
sache erlassen hat und das auf Seite 134 1LeSEeS Hefites veröffentlicht wird

Der Tatbestand
(im einzelnen WOo Cdem edruckte Urteil entnommen werden):
1ne VO  } eliner OÖrdensprovinz durch vıer Angehörige derselben gegruün-
dete mbH hatte ZU. Gegenstand ihres Unternehmens die ausschließ-
liche un unmittelbare Förderung der Z wecke des Ordens, insbesondere
UTrC| Besitz na Verwaltung des {Ur die Ordensprovinz erforderli:  en
Grundbesitzes. Das tammkapital etrug 20 000,— 1Ne uchführung
unterhielt die Gesellschaft nicht; sie erstellte deshalb auch keine Bilanzen.
edigli: statistisch wurde nachträglich, den Formvorschriften Cder
ÖS 41 it. GmbH-Ges gerecht werden, Jedes Jahr eın Status aufgestellt,
der auf der Aktivseite das Grundstücksvermögen (mehrere Millionen
un auft der Passıvseite das Stammkapital (20 000,— DM) un eınen qals
„Schuldverpflichtung die Ordensprovinz“ bezeichneten Posten, der die
rechnerische Differenz zwischen Grundstücksvermögen un Stammkapita
darstellt un der sich Jeweils rhöhte, wenn Gebäude- oder rundstücks-
zugänge stattfanden, zeigte. Diese „Bilanzen“ dienten als Grundlage TUr
den mıit der Sprungberufung angegriffenen Gesellschaftssteuerbescheid,
den das wieder aufhob
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Das Urteil begründet das Nichtvorliıegen einer Gesellschaftssteuerpflicht
damıt,
a) daß 1l ewährung VO Darlehen einNne inländische Kapital-

gesellschaft UTTC| eiıinen Gesellschaf{fter, d1ie eine Kapitalzuführung
ersetizen würde, nicht vorliege, weil alle Merkmale e1ines Darlehens-

vertrages fehlen Das Gericht sagt nicht, daß die Kapitalzuführun-
SECN, gleich welcher Art s1e SiNd, icht durch einen S

J sondern UrC! die Ordensprov1ınz erfolgten);
daß auch keine Leistungen auft Grund eiınNner 1m Gesellschaftsverhältnıs
begründeten erpflichtung durch einen Gesellschafiter bewirkt worden
sel (auch ]1er sagt das Gericht MICHL, daß solche Leistungen nicht
UrC| die @S e ] 10 sondern bestenfalls durch die Ordens-
PrOVINZ, die Ja nıcht Gesellschafterin 1ST, bewirkt worden sind, 5

vielmehr d U, daß die Gesellscha{it echtlich irrelevant S@e1 und daß
'a  3 daher weder m1t der Zweckwillenstheorie noch m1t einem wIirt-
schaftlıchen igendasein der Gesell.  ait die Gesellschaftssteuerpflicht
begründen könne),

C) daß selbst, wenn 1Nall eine ‚eISTUN al TUnN! einer 1mM Gesellschafits-
verhältnıs begründeten Verpflichtung unterstelle, trotzdem dıe Steuer-

befreiung eintrete, weil nach Abs Za elıne Bestieue-

rung deshalb nıcht möglich sel,; weil die Gesellscha{fit unmittelbar und
ausschließlich gemeinnützigen nd mildtätigen Zwecken diene.

Dıe Begründung Q kannn nicht befriedigen
Die sellschaftssteuer 1st unbestrittien e1nNne Rechtsverkehrssteuer, be1l der
C1e das Steuerrecht SONS beherrschende wirtschaftliche Betrachtungs-
WEe1ISE gegenüber der rein bürgerlich-rechtlichen ın den Hintergrund c
HIS wäre daher ahe gelegen, 1n der Begründung Sagen, d1ie sogenannte
„Verpflichtun die Ordensprovinz”“ Se1 keine Verpflichtung einen

die eldzuführungen se]len a 1SO nicht durch einen
Gesellschaifter rfolgt, sondern TeC| durch einen Drıitten.
Nach KapVStG WwIird in eınem solchen Falle e  — dann die Steuer-
pflicht ——eb+ ausgelöst, wenll die Leıstungen durch Personenvereinigungen
rbracht werden, denen d1ie Gesellschafiten als Mitglieder oder sell-
chafter beteiliıigt Sind Die herrschende Lehre und Ud1katur
den u b seinen Ortlau hinaus auS, daß auch cla anwendbar
sel, hiınter der OTr IM ach Beteilıgien sich wirtschaftlich
eın anderes Steuersubjekt verbirgt, das sowochl der darlehensgebenden
als auch der darlehensnehmenden Gesells:  alit beteiligt 1st unı damıt
esellschafter und esells!  aft, WwW1e Personenverein1igung 1ın einem OT =
ganischen Machtkreis“ zusammengeschlossen sS1Nd. Nunmehr hat der BFH
diese se1t Jahrzehnten VO RFH und früher VO  5 ihm selbst vertretiene
Theorie mi1t einem Grundsatzurteil VO 292 11l 1962 untier dem
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Einfluß der VO Bundesverfassungsgericht 1n seinem Beschluß VO 10
10 1961 (2 BvLı 175 Bd 13 1953) vertirefifenen Au{ffassung abgegeben Der
BFEH stellt insbesondere fest, daß die Auslegung des Kap VStiG.
nach dem gesetzgeberıschen Z weck (Verhinderun VO  5 Steuerumgehun
E nıcht re  rtiige, 1D VO Gesetzeswortlaut abweichende Auslegung
die Verbindung VO  . Gesellschaftsrecht unı Gesellschaftssteuerrecht Allf-
uheben un damıt d1ie VO Kap VStG enutztie zivilre  liche Ordnung
gerade einNer Stelle durchbrechen die C1e eigentliche Bedeutung des
Gesellschaftsteuerrechtes ausmacht. In diesem Zusammenhang wird VO

BEFEFH auch qauf Cdas Grundsatzurteil des Bundesverfassungsgerichtes BrR
345/58 VO 24 1962 (Bd 13 331) zu $ O  Ö Zatft GewStG hingewlesen.
Er kommt damıit dem rgebnis, daß der eindeutige un are atbe-
stand des KapV>StG nıcht 1m Wege wirtschaftlicher Betrachtungsweise
ausgedehnt werden Cdart und daß auch 1m Gesellschaftssteuerrecht
Steuerumgehungen grundsätzlic| 0® mi1t den OS und Ü StAÄAnpG be-
gegnet werden annn
enn dem S ıst, kann aber eine esellschaftssteuerpflicht iıcht begrün-
det werden {Ur Kapitalzuführungen Id‘_es Ordens nach S und KapVStG
bDel einer durch Ordensleute {Ur Zwecke des Ordens gegründeten Kapital-
gesellschaft. Denn die Gesellschafter derselben S1INıC War C
des Ordens, S1E sind aber Ordensvermögen nıcht „beteiligt“”. dem
1st, oder nıcht, annn NUr aut TUN: ordensrechtlicher Bestimmungen ent-
schieden werden.
Der dem Urteil des Düsseldor zugrunde ijegende Tatbestand annn
er 1M Steuerproze Ta Da cCLann zutreifend entschieden werden, wWwWenn das
Ordensrecht und das bürgerliche eC| C1e Grundlage für die Entschei-
dung 1mM Steuerrecht bilden Das Urteil Ceis Düsseldor{f ist inzwischen
rechtskräitig geworden.)

IL
Der Beantwortung der rage, I welcher Weise Cdas Steuerrecht 1n die
Rechtsordnung eingeschlossen sel, und 10 welcher Beziehung Z

bürgerli  en echt steht, unı darüber hinaus der rage, welche
das Ordensrecht 1M bürgerlı  en Recht und 1m Steuerrecht spiele, ist seit
dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen Staates immer mehr
ufmerksamkeit geschenkt worden Die Fragen SIN keineswegs bschlie-
Bend und befriedigend geklärt Die Rechtsprechung selbst, aber auch die
Gesetzgebung nıd die Verfügung unı Erlasse der Verwaltung sind 1ın
ewegun: gekommen.
Waas die ra cer Beziehungen des Steuerrechtes ZADE bürgerlichen echt
angeht, scheint qddie Verselbständigung des Steuerrechtes, d1e 1m natı1ıo-
nalsozialistischen Staat aut dAie Spitze getrieben wurde, 1n erfreuli  er
Weise allma. wieder aul das zulässige Maß zurückgebildet werden.



In dem ekannten Lohnsteuerurteil VO Maı 1962 (VI 55/61 19L
1962 LA 310) hat CLer VI ena des BEH d1e ntwicklung Cder echt-

spre 1n dieser Hinsicht, w1e o1gt, zusammengefaßt:
„Nach der fortlaufend klarer entwickelten Rechtsprechung der Eın-

kommensteuersenate des BEH (D VI enat) hat CA1e stieuer-

rechtliche Beurteilung grundsätzlich die VOIl den Beteiligtien
ernstha{it ges  aifenen und durchgeführten bürgerlich-rechtlichen Wor-

1  e anzuknüpfen. Diıie bürgerlich-rechtliche Gestaltungsfreiheit
dardi, wenNnl nıcht e1Ne steuerrechtliche Sondervorschrift eingreiit,
icht dadurch beschränkt werden, daß für steuerliche wecke, VOTL

allem ZU  — Erweılıterung der Steuerpflicht, bürgerlich-rechtlich wirk-
ame Rechtsiormen nıcht beachtet oder umgedeutet werden. DIie 1mM

Interesse der Rechtssicherheit 1mM Sinne der Vorausberechenbar-
eit der Folgen V O!  5 Rechtshandlungen maßgebende Ordnungs-
funktion des bürgerli  en Rechts für die gesamte Rechtsordnung,
einschließlich des Steuerrechts, hat auch Cdas Bundesverfassungsge-
richt 1ın se1ıner Ents  eidung BvR 345/58 VO 1962 unter

T (BStBI. 1962 500 {1) hervorgehoben
Diese Erkenntnisse bedeuten eine wesentliche Einschränkun der nwen-

dung des Grundsatzes V O  5 Cer wirtschafitli  en Betrachtungsweise I
Steuerrecht und insbesondere der Typenlehre, die auf diesem Grundsatz
QU.  au Was ich In dieser Hinsicht dem BEH m11 meınem abschließenden
Begründungsschriftsatz Zlr Rechtsbeschwerde 1mM des Lohnsteuer-
urteils vorgetiragen habe, ist. auf unsch als Anhang e1te 1ler bei-

gefügt
Ahber nıcht — d1ie Einkommensteuersenate, auch der Senat Umsatz-
steuersenat) hat sich ın seinem Urteil VO 10 1958, 5/58 U:
a 4’79 für e1Ne vorsichtige und zurückhaltende nwendun CdEeSs rund-
satzes der wirtscha{ftlichen Betrachtungsweise ausgesprochen. [)1ie Anwen-

dung desselben finde dann eine Trenze sagt der ena C es BFH
WenNll der Steuerpflichtige iın reC! zulässıger Weise 1i1ne Gestaltung

wa und S1e ernstll! durchführt, Cl1e 1n ihren rechtlichen Folgerungen
auch erhebliche wirtschaftliche Unterschiede TUr d1e Beurteilung £1Nes

Lieferungsvorganges ach sich. zieht. uch das oben untier zıt.erte Ur

teil des Il Senates VO Z 1962 (Verkehrssteuersenat) gehört hierher.

Damıt habe ich gewlsse Tendenzen, Cd1e ıne Bindung des Steuerrechtes
das bürgerliche Recht erkennen lassen, aufgezeigt | S ST daraus aber
nicht gefolgert werden, daß diese Bindung eine absolute SEe1. Wenn sich
die Auffassung 1n der Judikatur durchsetzt, daß AORE der Steuerge-
setzgeber bürgerlich-rechtliche Merkmale ZU. Bestandteil des steuer-

gesetzli!  en Tatbestandes gemacht hat, die wirtschaftliche Betra:  ungs-
WEe1SE auszuscheiden hab«e‚ 1sSt bel der Auslegung der Steuer-

gesetze die höchstmögli  € Rechtssicherheit geschaffen.
131



Im uübrigen so1l1 nıcht verschwiegen werden, daß d1ie Biındunsg des Steuer-
rechts Cdas bürgerliche EeC gerade ın den Ländern vollkommen-
sten ausgeprägt 1St, d1e d1ie nledrigste Steuerbelastung ihrer Bürger VerTr-
zeichnen können (z Schweiz)

1900
Hur ULSEeTe Orden S1INd CdLesSEe vielleicht sahr theoretisch anmutfenden Rr=-
wägungen VO!|  5 sehr großer praktischer Bedeutung (ich verzichte nachste-
hend der besseren Verständlichkeit auf d1ie Zıtierung einschlägli-
cher Literatur unı vorlıegender JSS

Wenn en iıcht wünschen Qut spezlellen Rechtsgebieten,
W1e auf dem Gebiet des Steuerrechts OLT Sıtuationen gibt ber
auch a Sozlalversicherungsrecht, 1 Arbeıitsrecht, 1 Verwaltungs-
rech alsch eurtel werden un wenn S1Ee iıcht wünschen, daß der
Gesetzgeber und die Verwaltun bei der Beurteilung gegebener Da
ESTAaANde V.O  5 talschen Voraussetzungen ausgehen, mUussen S1e selbst
dem fUr S1E unabdingbar geltenden Ordensrecht auch 1M zivilen echts-
bereich Durchbruch verhelfen IS geht San nıcht d.  9 daß e1Ne
Ordensperson für sich. selbst einen Arbeits- oder Dienstvertrag ah-
SC}  1e oder daß VO  @ maßgebenden iırchlichen Stellen 1nNne Sustenta-
t1onsverpflichtung des Ordens egenüber einem ausscheidenden (Or=-
densmitglied ber den Rahmen nıd die Rechtsnatur der 1 Kirchen-
recht vorgesehenen Unterstützungen zugestanden wI1rd UuU.a,

Wenn uNseTe en ernstlich wollen, auch 1 prıvaten Bereich des
staatlıchen Rechtes die Grundsätze und Bestimmungen CEes Ordens-
rechtes angewendet sehen, mMUussen S1e 1n der Bundesrepublik 1m
Rahmen cCles fÜür alle Staatsbürger geltenden Rechtes (vgl Welmarer
Verfassung, Grundgesetz, Konkordat) das OÖrdensrecht unfier das STAaat-
iche echt subsumieren, cdaß der Gesetzgeber, dıe Rechtsprechung
un die Verwaltung ZWUNgen SINId, für ihren Bereich die Jtung
des Ordensrechtes anzuerkennen. Um deutlic| machen, WaSs damıit
gemeint ist Eın Orden kann sich als Rechtspersönlichkeit durchaus
der iıhm gemäßen Form des eingetragenen Vereins durce entspre-
chende Gestaltung der Safzungen bedienen, wobeli den Vor-
schriften des Can D33 G gerecht werden kann, .ar

CANON 1ın einem UuTta!  en des Instituts der Steuerberater in öln
dem Tre 1943 (abgedruckt 1m ‚Archiv LUr ath Kirchenrecht“,
ahrgang AD 97) Z ra der Einkommensteuerpflicht VO.  -

Manualstipendien 1st ausgeführtD

„Nach Abs un! des Steueranpassungsgesetzes ist fUÜr die Be-
urteilung steuerlicher Tatbestände die Verkehrsauffassung der Be-
teiligten maßgebend. Die Auffassung der Beteiligten gründet sich
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aqaber HON den Fall der Manualstipendien etzten Endés auf dıe Grund-
Satze des kirchlichen Rechtes Fur Cd1e Beteiligien onnen keine

deren Grundsaäatze maßgebend se1n, elbst wenll 7zuweilen iIrrıger- un
lLaienhafterweıse 17 katholischen das tipendium als „Bezah-
gu der esse angesehen werden sollte ach1r echt LS1

die Au{ffassung, alıs b das Meßstipendium 1mM ursächlichen usam-

menhang m1t der VO Geistlichen gelesenen esSsSEe als Entgelt ZU.
lossen sel, WI1e spater noch zeıgen sSeın wird. 1ne nmögli  eit
Respektiert 1N9.  5 qaber d1e kirchenrechtliche Au{ffassung als ass
der Beteiligten und damıt als Verkehrsauffassung, 1ST ıcht mÖög-
JXeCh S1E mi1t dem REH unı OFH sprechen als außerhalb
der Ebene des Steuerrechts sich ewegend, außer Betracht S lassen.
Natürlich kann die Kirche icht durch willkürliche Gestaltung sich
oder ihre Priester der Steuergewa des Staates entziehen. ber g_
wachsene Institutionen, dıe auft fundamentalen Grundsätzen der

Kirche beruhen, ann der Staaf, solanıge die irche respektiert,
nıicht en CLemM Sınn der kir  en Institutionen interpretieren.
ıne solche Interpretation steht dem Staat nıcht Wenn sich dem-

gegenüber der OFH auf d1ie Rechtssprechung des RFH bezieht, ist

darauf hinzuweisen, daß auch Cdas Berufungsurteil VO. 13 1936
11 20/36 1936 544 VON NS-Gedanken beherrscht 1S%, wWenNnn

d1ie Grundsaäatze des kirchlichen Rechts ber C1e edeutun der

Messestiitung un Meßstipendien TUr unbeachtlich erklärt.“

Hıiıer wird unmißverständlich gesagt, d olange der aa die

Eigenständigkeit der Kiırche anerkennt, logisch auch gezZwungen 1st,
dA1ıe durch das kirchliche echt geschaffenen rechtlichen Oormen Agl
en dies TUr alle geltenden Rechtes“ anzuerkennen.

Dıie Geltung dieses Grundsatzes 1sSt allerdings nıicht allgemeın anel-

anı SOo meın B Maıler ın „Grundlagen und TODleme der Klo-
sterbesteuerung“ 153 AT die Klosterbesteuerung sollen 1m
sentlichen d1ie nämlichen Grundsätze gelten, W1e sıe für die Besteue-

run, VO.  5 Körperscha{iten un! Personenvereinigungen vergleichbarer
Art maßgebend S1Nd. Richtschnur se]en echtsfiform un! wirtschaftli-
cher Tatbestand, aber nıcht Cd1e kanonischen der ordensrechtlichen
Verhältnisse Daß die geistlichen en und Klöster überhaupt eine
kirchenrechtliche erfassung es1ıtzen, sollte f{UÜr die steuerliche Beur-

teilung gänzlic. außer Betracht bleiben.“ Mıt dieser uILass Wl

cden. dıe Dinge auft den opf geste verwunderlich deshalb, weil
VLaler se1inem Vorwort ausdrückli: beftont, daß ihm mehrjährige
Berufserfahrungen auf dem Gebiet der Klosterbesteuerung ZUTC Ver-

stehen. Eıs 1st umgekehrt: Gerade Cdie kanonischen und ordens-
echtlichen Verhä  1SSe SINd der Ausgangspunk fÜür Cd1ie Beurteilung
1mM bürgerlichen Recht, 1M Steuerrecht u.s Ohne Kenntnis des an0-
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nischen echts, ohne SEe1INe Anwendung 1m Rahmen des fUr alle gel-
tenden Rechtes Ww1ırd 1n der Bundesrepublik nıemals elner DEe-
Irledigenden Lösung der dıe en angehenden reCc.  ıchen TODIemMe
kommen können.
Eıs ist erireulich, daß sowohl der Bundesgerichtshof, das Bundesverfas-
sungsgericht und neuerdings auch der Bundsfinanzhof dieser Erkennt-
nN1ıS sich immer mehr erschließt und ist hoffen, daß durch zähe
unı zielbewußte Arbeit (resetzgebung, Rechtsprechung unı Verwal-
LUNg veranlaßt WIrd, dem echt der katholischen en Rechnung
tragen un vielleicht auch Gesetze andern, d1ie diesem echt wider-
sprechen.

Anhang
AusSzug adUuUS der abschließenden Begründungsschrift des Rechtsanwaltes
D 1T VO 1961 Z Rechtsbeschwerde das
rteil des Nurnberg VO. 1958 In der Lohnsteuersache VO außer-
hAhalh ihres Ordens tatigen UOrdensmitgliedern:
AZUT rage der Typenlehre darf ich auf folgendes hinweisen:
Die Typenlehre des BFEH wIird aut Al gestützt, der den Grundsatz
enthält, daß en Steuerpflichtigen, be]l denen „der Steuertatbestand“
TI den das Gesetz die Leistungspflicht knüpfit, Steuern auferlegt
werden. die gesetzlı  en erKmale IUr den Eıintritt der Steuerpflicht
(Steuertatbestand) zutreiffen, ist e1inNe rage Ccer Würdigung, der
echtlichen Subsumtion des Sachverhaltes, d. h.des onkreten eschehens
und der Gesetzauslegunsg.
Für die Gesetzauslegung gilt 1M Steuerrecht der Abs. StÄnpG.
Danach Sind LÜr die Auslegung die Volksanschauung, der Z weck und die
wirts  aftliche Bedeutung Cler Steuergesetze Uund die Entwickelung der
Verhältnisse berücksichtigen. Das Gleiche gilt für die Beurteilung VON
„Tatbeständen“ ($ A'bs StAÄANnpG.), womıit nıcht diese also die „Tat-
bestände“ sondern die konkreten Sachverhalte gemeıint SINd.
Es ist bei der Frage der nwendung der Typenlehre Lı prüfen, OD De]l
der Vereinbarung VO  ® Entgelten durch Orden AUuS den Arbeitsleistungenihrer Mitglieder Cd1ie VO. BFEFH aufgestellte Typenlehre überhaupt anıge-wendet werden kann Die ypenlehre Steuerrecht bedeutet soweit
ich Aaus cder Literatur feststellen ann Hartz, NNO Beckers, Bühler)einen einzelnen Sachverhalt ohne Berücksichtigung selner OoONkKkretien Be-
sonderheiten 2i beurteilen, als läge eın ypischer Normalfall ohne diese
besonderen MStTande VOT. Man äaßt also einzelne steuerlich sich
erhebliche Umstände des Kinzelfalles be1 der Rechtsfindung WeßSB, weil
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S1Ee VON der regelmäßigen Gestaltung dieser ruppe VOIl Kallen abwel-
chen VMan behandelt mi1t anderen Worten Massentatbestände, C1ie häufig
vorkommen , ach ihren wesentlich typıschen Merkmalen ohne ETU!  sich-
t1gung des Einzelfalles un! entscheidet S1Ee gleichartig Man schematisiert
also.
Diıie Typenlehre WIrd Von der Rechtsprechung deshalb angewendet, weil
S1Ee angebli einer Gleichmäßigkeit und Einfac  eit der Besteuerung

Die Gegner der ypenlehre deren CS sehr viele |glbt bringen Ar-
gumente TUr ihre Nichtanwendung MO auf Cdie ich Jetz nicht näher ein-
zugehen rauche Nur der Hinweis Se1 gestattet, daß auch Gerichte die
ypenlehre Cdes BEH blehnen vgl Urteil C(Ees Finanzgerichtes Düsseldorf
VO Sl 1951  ‚etriebsberater 1951 159)
Hilıer S£e1 aber auch auf die Rechtsprechung Cdes BFH selbst hingewlesen.
Wenn INa.  ® die Urteile Cd1eses höchsten Steuergerichtes AUS den Jahren
1950/51 liest und dagegen dann die Neueren Urteile Cdes Bundesfinanz-
hofes, insbesondere « a Urteil VO 25 1956 256/55 und VO 1957

158/56 m1t diesen vergleicht, dar{fi m) mı1ıt Befriedigung feststellen,
daß auch der BEH das Prinzıp der ypenlehre jetz 1Ur noch ın e1iner
verhältnıiısmäßig geringen Anzahl VO. Fällen anwendet. Schon der elchs-
finanzhof hat ın seinem Urteil VO 19383 1933 620) gesagt
„DIie typısche Betrachtungsweise hat ihre Grenzen. Diese durften ZWarTr
icht eNg gezZzOogen werden, weil S1e Sons pra  15 wertlos wird.“
Im BEH Urteil VO 24 15R 1950 111 hat auch der BEH gesagt
„Freilich Cart die Typisierung nıicht überspitzt werden.“
In dem Urteil VO 1956 256/55 erklärt der BF'H.; daß die LyP1-
sierende Betrachtungsweise 1LUFr mıiıt einer gewl1ssen Vorsicht anzuwenden
Se1. Sie dürfte nıicht Cdazu führen, ber offensichtli Besonderheiten des
Einzelfalles hinwegzugehen un:' ungleı Fälle eich ehandeln Das
widerspräche dem Wesen der Einkommensteuer, bei der gerade die DEI-
sönliıchen Verhältnisse des einzelnen Steuerpflichtigen 1M welıtesten Um=
Lange berücksichtigt werden mMUussen.
Entscheidend ist er die rage, ob der undesfinanzhof weiterhin bei
der Beurteilung der Steuerpflicht VON Ordensangehörigen, die außerhal
ihres Ordens tatıg werden, der Typenlehre testhalten darf

habe oben versucht, die rundlagen und die Bedeutung der ypen-
re mi1t wenıgen Worten darzustellen unı darauf hingewiesen, daß für
die uslegung der (Gesetze nach ÄAbs StAÄnpG. drei erkmale
beachten S1Nd:
a) die Volksanschauung,

der Z weck und die wirtschaftliche Bedeutung der Steuergesetze,
die Entwicklung der Verhältnisse.
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Z a) brauche ich. den undesfinanzhof TD daraut hinzuweilisen, daß Je=-
dermann ıol eutschland genNnau weiß, daß Ordensangehörige AUuS ihrer
Arbeitsleistung persönlich nıchts verdienen. Dıese Grundauffassung ın
Deutschland ezg. cder en hat siıch nıicht gewandelt. Man we1iß auch
eute, daß e1n Ordensmann e1ne Ordensifrau AUuS religiösen otiıven
Latıg werden und nıcht des Verdienstes wiıillen Die Volksanschauung
geht gerade dahın, da C(1e ergutungen, die eın en für die Tätigkeit
Se1INer Ordensmitglieder erhält, nıcht dem Ordensmitglied, W1e der BFEH
das ın seinem Urteil VO: 1951 ausspricht, zufließen, sondern aus-

1e dem en
Zu moöchte ich erwähnen, daß der Zweck Uun! die wirtschaftliche Be-
deutung cder Freistellun der en und N  er Körperschaften nach
Z SiIG eminent wichtig für das ganNnZze sSOzZ1lale en der Bun-

desrepu  1K 1ST. Es ist nicht der Sınn der steuerlichen Befreiungsvor-
schriften, die Orden , sondern umgekehrt; Cd1ie Or-
den werden begünst.gt, weil iıhre Tätigkeit dem Gemeinwohl cdient nNd
S1Ee dadurch den Steuerzahler entlasten.
Za C) WAarTe S daß der BEH durch Se1lın Urteil VO. 1951 icht
die Gleichmäßigkeit und Einfachheit der Besteuerung (Zweck der Typen-
lehre!) gefördert, sondern umgekehr eine E1110SE Verwirrung Un=
sicherheit bei der inanzverwaltung SOW1Ee 1ne unerträgliche un nıcht
mehr vertretbare nglei  äßigkeit der Besteuerung der außerhalb ihres
Ordens tatıgen Ordensmitglieder herbeigeführt hat.“
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